Allgemeine Auflagen

KLEINWOHNHAUS:








1. Das Bauvorhaben ist projektgemäß (entsprechend dem Bauplan und der Baubeschreibung) unter Berücksichtigung eventueller, im Befund der Verhandlungs-, Niederschrift oder des Aktenvermerkes beschriebenen Abänderungen und Ergänzungen auszuführen.

2. Vor Baubeginn ist der Baubehörde der Bauführer bekannt zu geben und hat dieser die beim Bauamt hinterlegten Planunterlagen als verantwortlicher Bauführer gemäß §§ 29(6) und 40 Oö. Bauordnung idgF. zu unterfertigen.
3. Der verantwortliche Bauführer hat vor Beginn der Bauausführung den Zeitpunkt des Baubeginns und die eventuelle Zurückziehung oder Entziehung der Bauführung der Baubehörde anzuzeigen.

4. Der Bauherr hat die Fertigstellung des Bauvorhabens gemäß § 42 Oö. Bauordnung idgF. der Baubehörde schriftlich anzuzeigen. Die Benützung des gegenständlichen Bauvorhabens setzt diese Fertigstellungsanzeige voraus.
5. Bezüglich der Heizungsanlage ist der Baubehörde ein Abnahmebefund gemäß § 22 Oö. Luftreinhalte- u. Energietechnikgesetz idgF. vorzulegen.

6. Gemäß § 20 Abs. 3 Oö. Abwasserentsorgungsgesetz idgF. ist die Fertigstellung der Hauskanalanlage der Baubehörde binnen 2 Wochen schriftlich anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige ist ein Dichtheitsattest eines befugten Bauführers anzuschließen.

7. Gemäß § 20 Abs. 3 Oö. Abwasserentsorgungsgesetz idgF. ist die Fertigstellung der Senkgrube der Baubehörde binnen 2 Wochen schriftlich anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige ist ein Dichtheitsattest eines befugten Bauführers anzuschließen.

8. Bei sämtlichen absturzgefährlichen Stellen zu denen der Zutritt möglich ist, sind standsichere Geländer mit einer Höhe von mind. 1,00 m, ab einer Absturzhöhe von mehr als 12m mind. 1,10 m herzustellen. Die Geländer sind gemäß gültigen NORMEN auszuführen und dürfen keine Leiterwirkung aufweisen (nicht besteigbare Sprossen, vertikaler Abstand </= 12cm). Für Füllungen von Geländern dürfen nur Baustoffe verwendet werden, die bei Beschädigung nicht zu einer gefährlichen Zersplitterung führen. Verglasungen müssen aus Verbundsicherheitsglas (VSG) bestehen. Stiegenanlagen über 4 Antrittshöhen sind mindestens einseitig mit Anhaltestangen auszustatten.

9. Bezüglich der Kehrmöglichkeit der Rauchfänge ist rechtzeitig das Einvernehmen mit dem zuständigen Rauchfangkehrermeister herzustellen. Der Querschnitt der Rauchfänge hat der zu erwartenden Kesselleistung bzw. Abgasmenge zu entsprechen. Bei Verwendung von Fertigteilrauchfängen sind im Zuge der Montage die amtlichen Zulassungsbedingungen genauestens zu beachten. Die Putz- und Kehrtüren sind so anzuordnen, dass der Zugang zu diesen jederzeit gewährleistet ist und sich 50 cm vor und 30 cm seitlich der Öffnungen kein brennbarer Fußbodenbelag befindet. Weiters ist vor Benützung der Rauchfänge die gesamte Feuerungsanlage, einschließlich Rauchfänge, Kehrstellen, Anschlüsse usw. einer Überprüfung zu unterziehen und vom prüfenden Organ ein Befund zu erstellen (Hinweis: § 22 Oö. Luftreinhalte- und Energietechnikgesetz).

10. Der Dachgeschoßausbau ist vom nicht ausgebauten Dachraum und von der Dachstuhlkonstruktion im Sinne der Bestimmungen des § 9 Oö. Bautechnikverordnung idgF. brandhemmend – EI 30 (F 30)  - zu trennen.

11. Der Dachraumausbau ist vom nicht ausgebauten Dachraum und von der Dachstuhlkonstruktion im Sinne der Bestimmungen des § 9 O.ö. Bautechnikverordnung idgF. brandhemmend -  EI 30 (F 30) - zu trennen.

12. Für die erste Feuerlöschhilfe ist für das Gebäude ein Handfeuerlöscher mit einem Füllgewicht von 6 kg, geeignet für die Brandklassen A B C, griffbereit zu montieren und alle zwei Jahre auf Funktionstüchtigkeit überprüfen zu lassen.

13. Die .......seitige Außenwand des Gebäudes muss als Feuermauer gem. § 12 Oö. Bautechnikgesetz idgF öffnungslos, brandbeständig und nicht brennbar ausgeführt werden.

14. Die .......seitige Außenwand der Garage muss als Feuermauer gem. § 12 Oö. Bautechnikgesetz idgF öffnungslos, brandbeständig und nicht brennbar ausgeführt werden.

15. Aufgrund der Unterschreitung des Stauraumes von 5,0 m zur Straße ist das Garagentor mit elektrischem Antrieb und einer Funkfernsteuerung auszustatten.

16. Der Garagenfußboden ist flüssigkeitsdicht, mineralölbeständig und mit einem leichten Gefälle zur Garagenmitte oder einer 3 cm hohen Schwelle bei Tor/en und Türe/n auszubilden. 
17. Für die wirksame Be- und Entlüftung der Garage sind Lüftungsöffnungen mit einem freien Mindestquerschnitt von 200 cm² je Stellplatz vorzusehen.

18. Die Umfassungsbauteile der Garage haben einer Brandwiderstandsklasse von mind. REI 90 (F 90) zu entsprechen. Die Verbindungstüren zu anderen Räumen sind als selbstschließende Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30)  auszubilden.

19. Die betroffenen Außenbauteile des Gebäudes sind mit einem erhöhten Schallschutz gemäß Ö-Norm B 8115-2 auszustatten. Bei Schlafräumen ist zusätzlich eine gesonderte Lüftungsmöglichkeit vorzusehen (z.B. zentrale Lüftungsanlage, schallgedämmter Fensterlüfter u. dgl.).

RADONRISIKOGEMEINDEN:
20. Das Gemeindegebiet von ............ ist grundsätzlich als Radonrisikogebiet eingestuft. Vor allem ist auf eine luftdichte Abdichtung erdberührter Bauteile gegen den umgebenden Boden zu achten. Weitere Informationen erhalten Sie beim Amt der OÖ. Landesregierung, Direktion Umwelt- und Wasserwirtschaft, Abteilung Umweltschutz, Linz. 
WOHNHAUSANLAGEN:
21. Auf Verlangen der Baubehörde ist über die Einhaltung der Mindestanforderungen für Schallschutz gemäß § 4 Oö.Bautechnikverordnung idgF. ein messtechnischer Nachweis vorzulegen.
22. Gemäß § 16a Oö. BauTV, LGBl. Nr. 106/1994 idgF. ist die im Bauplan mit dem Ausmaß von ............. m² dargestellte nicht überbaute Fläche als Spielplatz für Kinder zu schaffen und ständig zu erhalten (100 m² + 10 m² pro Wohneinheit).

23. Für die Entsorgung des Hausmülls sind die erforderlichen Müllbehälter ausreichend groß bemessen und in hygienisch einwandfreier Art und Weise aufzustellen.

24. Fensterlose Nass- und Sanitärräume sind ausreichend und wirksam über Dach zu entlüften.

25. In jeder Wohneinheit muss mindestens ein Rauchfang für die Beheizung wenigstens eines Wohn- od. Aufenthaltsraumes zur Verfügung stehen.

26. Die Sanitäranlagen sind anpassbar zu gestalten. Es ist insbesondere der spätere Umbau durch Raumgrößen gemäß ÖN B1600 i.d.F. 2005 Pkt. 3.2.7 zu ermöglichen.

27. Die Zugangstüren zu den Wohnungen sind als Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30)  herzustellen. Eine Selbstschließung der Türen wird jedoch nicht als erforderlich erachtet.

28. Die Zugänge von den Stiegenhäusern zum Kellergeschoß sind mit mindestens brandhemmenden Türen EI2 30-C  (T 30)  abzuschließen.

29. Das Stiegenhaus ist mit einer Rauchabzugsöffnung im obersten Bereich auszustatten. Die Öffnungsfläche dieser Lüftung hat 5% der Stiegenhausgrundrissfläche jedoch min. 1 m² zu betragen. Für die Betätigung sind sowohl im Erdgeschoss als auch im obersten Geschoss des Stiegenhauses manuelle Auslösevorrichtungen zu montieren.

30. Die Bodenbeläge in den Stiegenhäusern müssen C fl –s 1 (schwer brennbar B 1 und schwach qualmend Q 1)  ausgestattet sein. Der Baubehörde sind entsprechende Atteste vorzulegen.

31. Für die Einsatzfahrzeuge ist eine ausreichende Zufahrt zur Verfügung zu stellen. Die Ausführung dieser hat im Sinne der TRVB zu erfolgen. In diesem Zusammenhang ist das Einvernehmen mit dem Kommandanten der FF herzustellen.

ALLGEMEINES:
32. Der Bauherr hat die Fertigstellung des Bauvorhabens entsprechend § 43 Abs. 1 Oö. BauO 1994 idF. LGBl. Nr. 70/1998 der Baubehörde schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige ist anzuschließen:

·  
Befund über die bewilligungsgemäße und fachtechnische, gegebenenfalls insbesondere auch über die barrierefreie und die 
 dem Energieausweis (§39d Oö. BauTG) entsprechende Ausführung des Bauvorhabens vom Bauführer

· 
Rauchfangbefund 

· 
Befund über die bewilligungsgemäße und  fachtechnische Ausführung des Bauvorhabens vom Bauführer samt der dem Energieausweis vorgesehen Ausführung

· 
Dichtheitsattest und Fertigstellungsanzeige über die Senk/ Jauchen/ Güllegrube/ Ölwanne/ Hauskanalanlage 

· 
Attest über die ordnungsgemäße Elektroinstallation
· 
Abnahmebefund über die Blitzschutzanlage
· 
Abnahmebefund über die eingebaute Heizung
· 
Abnahmebefund für die Gasheizung gem.  § 6 Oö. Gassicherheitsverordnung  Anhang 2


Jeweils von einer hiezu befugten Person
33. Geogenes Risiko Typ A: Das Bauvorhaben ist unter besonderer Beachtung des geogenen Risikos zu errichten. Die Fundierung des Bauwerks ist von einer befugten Fachperson (Bauführer) unter Berücksichtigung der konkreten Tragfähigkeit des Untergrundes (Setzungsempfindlichkeit) zu dimensionieren und auszuführen. Bei der Durchführung der Erdarbeiten müssen unter Beachtung der Untergrundverhältnisse die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen gegen Setzungen durchgeführt werden. Dabei sind insbesondere auch Auswirkungen auf Nachbargrundstücke hintanzuhalten.

34. Geogenes Risiko Typ B: Das Bauwerk ist entsprechend dem geotechnischen/ baugeologischen Gutachten der/des ........... vom ............... unter besonderer Beachtung der Maßnahmen (Auflagen) auf Seite .......... Punkt ............ auszuführen. Bei der Durchführung der Erdarbeiten müssen unter Beachtung der Untergrundverhältnisse die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen gegen Setzungen durchgeführt werden. Dabei sind insbesondere auch Auswirkungen auf Nachbargrundstücke hintanzuhalten.

35. Die gem. § 26 Abs. 2 Oö.BauTG erforderliche Blitzschutzanlage ist von einem konzessionierten Blitzschutzunternehmen herzustellen und wiederkehrend auf die Funktionsfähigkeit überprüfen zu lassen.  Mit der Anzeige der Baufertigstellung ist ein entsprechender Prüfbefund vorzulegen. 
36. Das Gebäude ist mit einer dauernd wirksamen Blitzschutzanlage gemäß gültiger ÖNORM auszustatten. Die Blitzschutzanlage ist von einem konzessionierten Blitzschutzunternehmen herzustellen und wiederkehrend auf die Funktionsfähigkeit überprüfen zu lassen. Mit der Anzeige der Baufertigstellung ist ein entsprechender Prüfbefund vorzulegen. Alternativ kann ein rechnerischer Nachweis gemäß gültiger ÖNORM einer akkreditierten Prüfstelle erbracht werden, dass eine Blitzschutzanlage nicht erforderlich ist.
37. Die Ausführung des Baues ist in statischer, konstruktiver und technologischer Hinsicht von einem hiezu befugten Sachverständigen überwachen zu lassen. Der Name des Sachverständigen ist der Baubehörde spätestens mit der Meldung des Baubeginns schriftlich bekannt zu geben. Mit der Fertigstellungsanzeige sind die vom befugten Sachverständigen ausgestellten und geprüften statischen Berechnungen zusammen mit dem Schlussbericht der Baubehörde vorzulegen.

38. Der Bauführer hat sämtliche vom Zu- und Umbau betroffenen oder zusätzlich belasteten tragenden Bauteile des Altbaues auf ihre Tragfähigkeit und ihren Bauzustand zu untersuchen, soweit erforderlich zu unterfangen, zu verstärken oder durch entsprechend dimensionierte Teile zu ersetzen.

39. Zur Vermeidung von allfälligen Schäden sind bei den Nachbargrundstücken je nach Baufortschritt die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen zu setzen.

40. Beim Nachbargebäude ist vor Beginn der Bauarbeiten eine Beweissicherung vorzunehmen und darüber ein Protokoll zu verfassen.

41. Vor Baubeginn ist eine eingehende Baugrunduntersuchung vorzunehmen und das Ergebnis ist in den statischen Berechungen und Bemessungen bzw. Dimensionierungen zu berücksichtigen.

42. Wird eine Fensterbrüstungshöhe von 85 cm (gem. § 15 Abs. 2 O.Ö. BauTV) unterschritten ist die Fensterkonstruktion entweder mit Verbundsicherheitsglas (VSG) auszuführen und versperrt zu halten, oder mit einer zusätzlichen Absturzsicherung gemäß auszustatten. Auf die gültigen ÖNORMEN wird verwiesen.
43. Glasdächer, Dachoberlichten und ähnliche Bauteile müssen der jeweils zu erwartenden Belastung entsprechen und sind mit Verbundsicherheitsglas (VSG) auszuführen.

44. Gegen Abrutschen von Schneemassen sind Dachflächen über Eingangs- und Einfahrtsbereichen sowie über begehbaren Außenbereichen und an der Grundgrenze mit geeigneten Schneefangvorrichtungen abzusichern.

45. Freie Ränder von Rampen und Stiegen sind entsprechend den einschlägigen ÖNORMEN mit einer Signalfarbe zu kennzeichnen.

BRANDSCHUTZ:
46. Für die erste Feuerlöschhilfe sind .................. Handfeuerlöscher mit einem Füllgewicht von 6 kg, geeignet für die Brandklassen A B C, griffbereit zu montieren und alle zwei Jahre auf Funktionstüchtigkeit überprüfen zu lassen.

47. Für die erste Löschhilfe sind sinngemäß der TRVB F 124 Handfeuerlöscher an gut sichtbaren und leicht zugänglichen Stellen abgestimmt auf die tatsächliche Nutzung anzubringen und alle 2 Jahre auf ihre Betriebssicherheit überprüfen zu lassen. Die Standorte der tragbaren Feuerlöscher sind gemäß Kennzeichnungsverordnung zu kennzeichnen.

48. Die Umfassungsbauteile des Brennstofflagerraumes sind allseits brandbeständig REI 90 (F 90)  auszuführen. Die Türe dieses Raumes ist als selbstschließende Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30) auszuführen und muss in Fluchtrichtung aufschlagen. Das Fenster ist nicht brennbar auszuführen und muss eine Drahtverglasung (oder andere gleichwertige Baustoffe) aufweisen.

49. Die Umfassungsbauteile des Heizraumes sind allseits brandbeständig REI 90 (F 90)  auszuführen. Der Raum muss eine ständig wirksame Be- und Entlüftung ins Freie im Mindestausmaß von 500 cm² erhalten. Die Lüftungsöffnungen sind mit engmaschigen Gittern (Maschenweite max. 5 mm) zu verschließen. Die Türe dieses Raumes ist als selbstschließende Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30) auszuführen und muss in Fluchtrichtung aufschlagen. Das Fenster ist nicht brennbar auszuführen und muss eine Drahtverglasung (oder andere gleichwertige Baustoffe) aufweisen.

50. Der Lüftungskanal des Heizraumes ist außerhalb dieses Raumes brandbeständig EI 30 (F 30) zu verkleiden.

51. Für das gesamte Gebäude ist ein Brandschutzplan gemäß der Richtlinie TRVB 121 zu erstellen. Zwei Ausfertigung ist der örtlich zuständigen Feuerwehr nachweislich zu übergeben.

52. Für die Erste und Erweiterte Löschhilfe sind folgende tragbare Feuerlöscher gemäß EN 3 in Anlehnung an die TRVB 124 an geeigneten und leicht erreichbaren Stellen bereitzuhalten. Die Standorte der Löschgeräte sind entsprechend der Kennzeichenverordnung zu kennzeichnen und die Feuerlöscher sind alle 2 Jahre gemäß ÖNORM F 1053 überprüfen zu  lassen.

53. Für die Erste Löschhilfe sind im Objekt tragbare Feuerlöscher mit einer Gesamtmenge von ......... Löschmitteleinheiten vorzusehen. Die tragbaren Feuerlöscher müssen zur allgemeinen Brandbekämpfung gemäß TRVB F 124/97 und F 128/00 geeignet sein und der ÖNORM EN 3 entsprechen. Sie sind unmittelbar nach jedem Gebrauch, längstens alle zwei Jahre gemäß ÖNORM F 1053 überprüfen zu lassen. Auf die Aufstellungsorte der Löschgeräte muss mit Schildern gemäß der Kennzeichnungsverordnung BGBl. 101/1997 deutlich sichtbar hingewiesen sein. Es sind nur TFL, deren Löschmittel während der Brandbekämpfung zu keiner Sichtbehinderung führen zulässig.

54. Der Aufstellungsort der Handfeuerlöschgeräte (TFL) ist gemäß der Kennzeichnungsverordnung BGBl. II Nr. 101/1997 bzw. im Sinne der einschlägigen ÖNORMEN zu kennzeichnen. Weiters müssen die Handfeuerlöschgeräte zur allgemeinen Brandbekämpfung gemäß TRVB F 124/97 geeignet sein und der ÖNORM EN 3 entsprechen. Sie sind unmittelbar nach jedem Gebrauch, längstens aber alle 2 Jahre nachweislich auf ihre Funktionstüchtigkeit wiederkehrend zu überprüfen.

55. Das Stiegenhaus ist mit einer Rauchabzugsöffnung im obersten Bereich auszustatten. Die Öffnungsfläche dieser Lüftung hat min. 1 m² oder 5% der Stiegenhausgrundrissfläche zu betragen. Für die Betätigung sind sowohl im Erdgeschoss als auch im obersten Geschoss des Stiegenhauses manuelle Auslösevorrichtungen zu montieren.

56. Die Stiegenhausentrauchungsanlage ist im Sinne der TRVB S 111 – Stiegenhausentrauchungsanlagen mit einem geometrisch freien Öffnungsquerschnitt von mindestens 1,0 m² auszuführen. Die Funktionstüchtigkeit muss in einfacher Weise auch bei Stromausfall gegeben sein. Im Erdgeschoß und im obersten Geschoß ist eine manuelle Auslösung über Rauchabzugstaster vorzusehen. 
57. Die Verglasungen sind als Fixverglasungen E 30 (G 30) herzustellen.
58. Sollten Lüftungskanäle durch Brandabschnitte geführt werden, bei denen der Einbau von Brandschutzklappen nicht möglich ist, sind brandbeständige Ummantelungen der Lüftungskanäle mit der Brandwiderstandsklasse L 90 gemäß ÖNORM M 7626 bzw. dem entsprechenden Pendant gemäß den gültigen ÖNORM EN 13501 auszuführen.

59. Bei Durchdringungen von brandabschnittsbildenden Bauteilen durch Lüftungsleitungen, Klimakanälen und dergleichen sind Brandschutzklappen mindestens E 90 gemäß einschlägigen ÖNORMEN einzubauen. Die Offen- und Geschlossen-Stellung der Brandschutzklappen muss in eingebautem Zustand von außen erkennbar sein.

60. Das Gebäude ist mit einer  automatischen Brandmeldeanlage  gemäß TRVB S123 auszustatten.

61. Folgende Türen sind mit rauchdichten Abschlüssen R 30 zu versehen: ………………..

62. Die im Bauplan ausgewiesenen Leichtwände im obersten Geschoß müssen der nachweisbaren Brandwiderstandsklasse W 60 entsprechen.

FLUCHTWEG:

63. Die Ausgänge  und Fluchtwege sind im Sinne der einschlägigen ÖNORMEN zu kennzeichnen.

64. Türen im Zuge von Fluchtwegen sowie Notausgänge müssen in Fluchtrichtung aufschlagen und sind mit  Paniktürverschlüssen  gem.  Ö-NORM EN 1125 bez.  Notausgangsverschlüssen gem. Ö-NORM EN 179 auszustatten.

65. Die Fluchtwege sind mit einer Sicherheitsbeleuchtung entsprechend § 2.2.2. ÖVE-EN 2 Teil 1/93 auszustatten (min 1 Lux in 0,2 m über Boden, min 1 Stunde Betriebszeit, Umschaltzeit max. 1 sec.).

66. Die elektrisch betriebene Türen sind so anzusteuern, dass diese im Notfall ( z.B. Stromausfall) automatisch öffnen oder leicht geöffnet werden können.

67. Die Ausgänge, Gänge u. Fluchtwege sind mit einer Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung gemäß TRVB E 102 auszustatten und sind außerdem gemäß der Kennzeichnungsverordnung BGBl. II  Nr. 101/1997 und der gültigen ÖNORMEN zu beschildern bzw. zu kennzeichnen.

68. Auf Fluchtwegen sind Drehkränze und / oder Vorhänge unzulässig. 

GARAGEN UND STELLPLÄTZE:

69. Garagen dürfen keine Feuerstätten und Reinigungsöffnungen von Rauchfängen enthalten. Weiters sind Füllstutzen für die Lagerung von leicht brennbaren Flüssigkeiten sowie Gaszähler in Garagen unzulässig.

70. Die Montagegrube ist vollkommen flüssigkeitsdicht auszubilden, sollte diese eine Tiefe von 1,40m überschreiten muss in der Grube eine mechanische Absauganlage montiert werden. Weiters ist an den beiden  Schmalseiten eine nicht brennbare  Ein- Ausstiegshilfe zu  montieren (Eisenleiter, Stiege, Steigbügel). Bei Nichtbenützung ist die Grube begeh- und befahrbar abzudecken. 

71. Im Bereich des vorgesehenen Gittertores (Einfahrtsbereich der Garage) ist eine nach außen aufschlagende Fluchtüre anzuordnen, die von der Garage jederzeit und mit leichtem Handdruck zu öffnen einzurichten ist.

72. Im Bereich der Fluchtwege des Garagenraumes ist eine Fluchtwegorientierungsbeleuchtung entsprechend TRVB E 102, die bei Ausfall des Netzstromes selbsttätig eine Betriebsdauer von min. einer Stunde gewährleistet, zu installieren. Über die fachgerechte Ausführung und Vornahme einer Funktionsprüfung ist ein Attest einer Fachperson zu erstellen und auf Verlangen der Behörde vorzulegen.

73. Der Garagenraum ist mit einer Sicherheitsbeleuchtung gemäß ÖVE EN 2 und einer Fluchtweg-Orientierungsbeleuchtung gem. TRVB 102 auszustatten. Auf eine ausreichende Kennzeichnung der Fluchtwege ist Bedacht zu nehmen ist. Bei der Fluchtwegs-Orientierungsbeleuchtung ist auf eine Nachbrenndauer von mindestens 30 Minuten zu achten.

74. Für die Garagenlüftung müssen unverschließbare Lüftungsöffnungen von mind. 1000 cm² je Stellplatz gegenüberliegend angeordnet werden. Diese dürfen in oberirdischen Garagen nicht weiter als 35 m von einander entfernt sein.

75. Für die Garagenlüftung müssen unverschließbare Lüftungsöffnungen von mind. 1000 cm² je Stellplatz gegenüberliegend angeordnet werden. Diese dürfen in unterirdischen Garagen nicht weiter als 20 m von einander entfernt sein.

76. An absturzgefährdeten Stellen sind Geländer oder Brüstungen erforderlich, die dem Anprall von Kraftfahrzeugen standhalten.

77. Die Garage ist mit einer mechanischen Lüftungsanlage auszustatten. Bei Überschreitung des zulässigen CO-Gehaltes der Luft sind selbsttätige Einrichtungen erforderlich, die eine Sperre der Garagenzufahrt bewirken und Personen auffordert, die Garagenräume zu verlassen!

78. Das elektrisch betriebene Garagentor ist von einer hiefür befugten Person oder akkreditierten Stelle einer nachweislichen Abnahmeprüfung zu unterziehen. Auf die erforderlichen wiederkehrenden Überprüfungen wird verwiesen.

79. Die einzelnen Stellplätze sind durch Bodenmarkierungen zu kennzeichnen. Ebenso sind Mauerkanten sowie Stützen im Fahr- und Abstellbereich bis auf eine Höhe von mind. 1,00 m über Boden mit Signalfarben zu kennzeichnen.

80. Die Verbindung der Garage mit Gängen, Stiegen und Aufzügen darf nur durch entsprechend lüftbare Sicherheitsschleusen erfolgen.  Die Verbindungstüren zu anderen Räumen sind als selbstschließende Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30)  auszubilden und müssen in Fluchtrichtung aufzuschlagen.
81. In Garagentornähe ist je 1000 m² ein Wandhydrant mit ausreichend langem Formschlauch zu montieren. Diese Löscheinrichtung ist auch entsprechend dauerhaft zu kennzeichnen. Der Aufstellungsort ist so zu wählen, dass eine ungehinderte Benützung jederzeit möglich ist.

82. Mehrgeschossige unterirdische Großgaragen sind mit selbsttätigen Löschanlagen auszustatten.

83. Bei mehrgeschossigen Mittel- und Großgaragen sind zusätzlich Steigleitungen mit C – Anschluss in jedem Geschoss erforderlich.


84. Die automatisch beschickte Garage ist mit geeigneten Brandmelde- und Löschanlagen auszustatten.

85. Das Abfließen der Niederschlagswässer hat bei den befestigten Stellplätzen über Rasenmulden zu erfolgen, um ein gleichmäßiges Beschicken der Versickerungsflächen zu gewährleisten. Daher dürfen keine geschlossenen Hochbordsteine als Randbegrenzung zur Mulde hin errichtet werden. Andernfalls zur Vermeidung des Befahrens der Mulden müssen Pflöcke, Metallbügel oder ähnliches eingebaut werden, die kein wesentliches Abflusshindernis darstellen. Auf die Ö-Norm B 2506 wird hingewiesen.

86. Die Niederschlagswässer vom Parkplatz samt Verkehrsfläche sind in eine mindestens ................ m² große Grünfläche mit einem Speichervolumen von mindestens ................. m³ und einer durchschnittlichen Muldentiefe von 30 cm abzuleiten. Die Grünmulde ist mit einer mindestens 30 cm starken humosen Mutterbodenschicht (max. 30% Sandbeimengung) auszuführen und mit Gras zu begrünen. Die Rasenmulde ist regelmäßig zu mähen und von Grasschnitt, Laub und Unrat zu reinigen. In der Mulde darf kein zusätzlicher Schnee gelagert werden. Im Einzugsbereich der Mulde darf Streusalz nur bei extremer Vereisung angewendet werden. Weiters darf im Einzugsbereich nicht mit Mineralölprodukten oder sonstigen grundwassergefährlichen Stoffen manipuliert werden.

ÖLHEIZUNG:

87. Der Fußbodenbelag, die Türschwellen (mind. 5 cm hoch) sowie die Wände (bis zu einer Höhe von 5 cm) des Heizraumes sind öldicht, ölbeständig und aus nichtbrennbaren Materialien auszuführen.

88. Die Umfassungsbauteile des Öllagerraumes sind allseits brandbeständig auszuführen. Der Raum muss eine ständig wirksame Be- und Entlüftung ins Freie im Mindestausmaß von 625 cm² erhalten. Die Lüftungsöffnungen sind mit engmaschigen Gittern (Maschenweite max. 5 mm) zu verschließen. Die Türe dieses Raumes ist als selbstschließende Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30) iSd. ÖNORM B 3850 auszuführen und muss in Fluchtrichtung aufschlagen. Das Fenster ist nicht brennbar auszuführen und muss eine Drahtverglasung (oder andere gleichwertige Baustoffe) aufweisen.

89. Im Öllagerraum ist eine ölbeständige, öldichte Wanne (mit Hohlkehle) auszubilden. Diese Wanne muss ein Fassungsvermögen von 110% des Rauminhaltes der Öltanks aufweisen. Sämtliche Begrenzungswände im Wannenbereich sind mindestens aus 25 cm dickem Ziegelmauerwerk oder mindestens 15 cm dickem Stahlbetonmauerwerk herzustellen.

LANDWIRTSCHAFT:

90. Das Wirtschaftsgebäude ist vom angrenzenden Hausstock durch eine Brandmauer im Sinne § 12 Oö. Bautechnikgesetz 1994 idgF. zu trennen. Öffnungen in dieser Brandmauer sind mit Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30), im Bereich des Dachbodens bzw. des Rauhfutterlagers mit Brandschutztüren EI2 90-C  (T 90) zu verschließen. Weiters ist die Brandmauer bis an den Rand der Dachvorsprünge vorzuziehen.
91. Das Wohnhaus ist vom angrenzenden Wirtschaftsgebäude durch eine Brandmauer im Sinne § 12 Oö. Bautechnikgesetz 1994 idgF. zu trennen. Öffnungen in dieser Brandmauer sind mit Brandschutztüren EI2 30-C  (T 30), im Bereich des Dachbodens bzw. des Rauhfutterlagers mit Brandschutztüren EI2 90-C  (T 90) zu verschließen. Weiters ist die Brandmauer bis an den Rand der Dachvorsprünge vorzuziehen.

92. Die Stalldecken und Stallwände sind mind. brandhemmend REI 30 (F 30) auszuführen. Futterabwurföffnungen sind mit min. brandhemmenden (F30) Klappen zu verschließen. Die Abwurföffnung ist mit einem 1,0 m hohen Geländer abzusichern.

93. Die Futterabwurföffnung in der Stalldecke ist brandhemmend EI 30 (F 30)  zu verschließen. Die Abwurföffnung ist mit 1,0 m hohen Geländern abzusichern.

94. Die Stalltüre zum Raufutterlager muss eine nachweisbare Brandschutzklasse EI2 30-C  (T 30) aufzuweisen.

95. Mindestens zwei Türen des Stalles müssen ins Freie in Fluchtrichtung aufschlagen.

96. Die Flügeltore sind in geöffnetem Zustand feststellbar einzurichten. Schubtore sind gegen seitliches Auslaufen, Ausheben und Ausschwingen zu sichern.

97. Der Fußboden der Milchkammer ist flüssigkeitsdicht, die Wände sind bis auf eine Höhe von mindestens 1,60 m abwaschbar auszustatten.

98. Absturzgefährliche Stellen, wie Deckenränder und Podeste im Heuboden, sind mit 1,0 m hohen Geländern abzusichern.

99. Bei der Hocheinfahrt zum Heuboden sind beidseitig mindestens 10 cm hohe Radabweiser vorzusehen.

100. Der Stallfußboden sowie die Schwemmmistkanäle sind flüssigkeitsdicht auszuführen. In den Schwemmmistkanälen sind außerhalb des Gebäudes Maßnahmen gegen das Zurückweichen von Faulgasen zu setzen ( z.B. Siphon od. Absperrschieber ).

101. Festmistkanäle außer Haus sind begehbar und befahrbar abzudecken. Transmissionen der Schubstangenentmistung sind unfallsicher zu umwehren.

102. Die Stallluft ist mittels einer Lüftungsleitung senkrecht über Dach hochzuführen. Bei einer Leitungsführung durch den Heubergeraum hat diese mindestens einer brandhemmenden Ausführung F 30 zu entsprechen bzw. ist im Bereich der Stalldecke eine Brandschutzklappe mit einer Brandwiderstandsdauer von 30 Minuten (REI 30) vorzusehen. Die Entlüftungsleitung ist bis mindestens 1,0 m über den Dachfirst hochzuführen.

103. Die Lüftungsanlagen sind schalltechnisch so auszubilden und mit Schalldämpfer auszustatten, dass der Schalldruckpegel in 3 m Entfernung von den Zu- und Abluftöffnungen unter ............. dB(A) bleibt. Sämtliche Anlagenteile (Kanäle, Ventilatoren, etc.) sind körperschallisoliert einzubauen.

104. In Räumen wo Staubablagerungen zu erwarten sind, insbesondere in Lager- und Verarbeitungsräumen für Heu, Stroh, Getreide, Futter- und Düngemittel sowie Holz, dürfen nur Leuchten mit begrenzter Oberflächentemperatur gemäß gültiger NORM verwendet werden. Diese Leuchten sind mit einem "D" in einem auf die Spitze gestellten Dreieck gekennzeichnet.

GÜLLESLALOMSYSTEM:   

105. Die Gülle ist mindestens einmal täglich über einen Zeitraum von min. 10 min umzuwälzen, wobei die Motorleistung so zu wählen ist, dass in diesem Zeitraum eine 1 bis 2-fache Gesamtumwälzung des Grubeninhaltes bewirkt wird.

106. Zur Vermeidung von gefahrbringenden Methangaskonzentrationen sind an den höchsten Stellen der Grubenbereiche Abluft- bzw. Deckenöffnungen einzubauen und freizuhalten.

107. Bei Ausfall des automatisch zeitgeschalteten Rührwerks über einen Zeitraum von einer Woche sind bei neuerlicher Umwälzung des Grubeninhaltes alle Türen und Fenster des Stallraumes offen zu halten.

ABBRUCH:

108. Der Beginn und die Beendigung der Abbrucharbeiten sowie der Bauführer sind der Baubehörde schriftlich anzuzeigen. Die Abbrucharbeiten sind unter Aufsicht des Bauführers bei Berücksichtigung aller erforderlichen Pölzungs- und Sicherungsmaßnahmen durchzuführen.

109. Vor Beginn der Abbruchmaßnahme ist das Gebäude von allen vorhandenen Versorgungsleitungen abzuklemmen und diesbezüglich rechtzeitig das Einvernehmen mit den jeweiligen Versorgungsunternehmen herzustellen.

110. Die Abbrucharbeiten sind so vorzunehmen, dass die unmittelbare Nachbarschaft durch unzumutbare Staubentwicklung nicht beeinträchtigt wird. Die hierfür notwendigen Spritzarbeiten mit Wasser sind im erforderlichen Ausmaß vorzunehmen. Bei Verwendung von Rutschen sind am unteren Ende Säcke oder dergleichen vorzubinden.

111. Durch die Abbrucharbeiten dürfen angrenzende Nachbarobjekte in ihrer erforderlichen Standfestigkeit in keiner Weise beeinträchtigt werden.


112. Die Abbruchstelle ist so abzusichern, dass ein Betreten durch Unbefugte nicht möglich ist. Bei unklaren Sichtverhältnissen ist die Abschrankung entsprechend zu beleuchten. Durch die Aufstellung von Warnplakaten ist für den Fußgängerverkehr auf die möglichen Gefahren hinzuweisen und zusätzlich genügend Aufsichtspersonen bereitzustellen.

113. Eventuell vorhandene Gebäudeteile unter Niveau sind einzuschlagen, und Hohlräume mit leicht zu verdichtendem Material aufzufüllen.

114. Im Zuge des Abbruches erforderliche Sprengarbeiten sind von einem hierfür geprüften und befugten Sprengmeister unter Beachtung aller erforderlichen Sicherungsmaßnahmen durchzuführen.

115. Im Sinne des Oö. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009 ist der anfallende Bauschutt entsprechend zu entsorgen. Die Mengen des angefallenen Abbruchmaterials und deren Verbleib sind dem Bezirksabfallverband unverzüglich nach Beendigung des Abbruchvorganges zu melden.

116. Die Beendigung der Abbrucharbeiten ist der Baubehörde schriftlich anzuzeigen.

117. Die Abbruchstelle ist im Sinne § 9 Oö. Bautechnikgesetz, LGBl. Nr. 67/1994 in der Fassung LGBl. Nr. 103/1998, zu rekultivieren.

BEFUND:

b1

Vor Erteilung der Baubewilligung ist der Baubehörde ein entsprechender Nachweis über eine ausreichende Versorgung mit einwandfreiem Trinkwasser iSd.   § 23 Abs. 1 Oö. BauO 1994 idgF. vorzulegen.

b2

Die Versorgung mit Trink- u. Nutzwasser als auch die Abwasserbeseitigung wird durch den Anschluss an öffentliche Ver- u.- Entsorgungseinrichtungen sichergestellt. 

b3


Die zentrale Beheizung des Gebäudes wird lt. Baubeschreibung mittels einer Erdgaszentralheizung sichergestellt.
b4

Die zentrale Beheizung des Gebäudes wird lt. Baubeschreibung mittels einer Erdwärmeheizungsanlage sichergestellt. Diesbezüglich wird auf die Zuständigkeit der Wasserrechtsbehörde hingewiesen. 
b5


Für die Einleitung der Oberflächenwässer vom KFZ-Abstellplatz in den öffentlichen Kanal ist die Zustimmungserklärung im Sinne der Indirekteinleiterverordnung notwendig.

b7
Ohne Durchführung eines Lokalaugenscheines wurde am heutigen Tag eine Planprüfung vorgenommen. Der bezeichnete Einreichplan weist bereits die Unterfertigung bzw. Zustimmungserklärung der Nachbarn zum verfahrensgegenständlichen Bauvorhaben auf. Es wird bemerkt, dass die Überprüfung der Richtigkeit bzw. Vollständigkeit der Einwendungsverzichtserklärung der Nachbarn ausschließlich der Behörde obliegt. 

b8
Die anfallenden Schmutzwässer sind in den Ortskanal einzuleiten. Die Hauskanalisation ist vor dem direkten Kanalanschluss noch auf eigenem Grund über einen Revisionsschacht zu leiten. Die Hauskanalisationen müssen ein Mindestgefälle von 1,5 % und einen lichten Durchmesser von 150 mm aufweisen. Gemäß ÖNORM B 2501 sind Hausanschlüsse an den Kanal durch Rückstau-Verschlüsse zu sichern. Im Übrigen sind die Hauskanalisation und der Anschluss an den öffentlichen Kanal nach den Bestimmungen der ÖNORM B 2501 auszuführen.
b9


Hinweis – Sicherheitszonenbereich: Das Bauvorhaben liegt im Sicherheitszonenbereich des Flughafens Hörsching. In diesem Zusammenhang wird auf die Bestimmungen des § 94 LFG, BGBl.-Nr. 253/1957 idgF, betreffend die Errichtung von Anlagen mit optischen Störwirkungen (Photovoltaikanlagen, Solaranlagen etc.) hingewiesen. Der Bauwerber hat die Anlagengenehmigung beim Bundesministerium für Innovation und Technologie, Abteilung PR 8, Radetzkystraße 2, 1031 Wien einzuholen. Der Antrag ist formlos zu stellen. Anzuschließen ist ein Querschnittplan mit Angaben zur Höhe über Grund und dem höchsten Punkt des Objektes über Adria, eine technische Beschreibung zur Anlage mit Flächenausmaß und Winkelstellung, Lageplan mit Parzellennummer und Grundbuchsauszug.

b10
Eingangs der mündlichen Verhandlung wurde den anwesenden Parteien gemäß § 13 a AVG Rechtsbelehrung erteilt und auf die Präklusionsfolgen des § 42 AVG hingewiesen.

b12
Hinweise bzw. Rechtsgrundlagen:
Oö. Bauordnung, 

Oö. Bautechnikgesetz, 

Oö. Bautechnikverordnung, 

Oö. Straßengesetz
Oö. Raumordnungsgesetz
b13
Hingewiesen wird ferner, dass der Hauskanalanschluss der gesonderten Anzeigepflicht der Baubehörde unterliegt. 
b14
Der Einbau einer Heizungsanlage ist der Baubehörde unter Zugrundelegung geeigneter Planunterlagen anzuzeigen.
b15
Der Einbau einer Liftanlage ist der Baubehörde unter Zugrundelegung geeigneter Planunterlagen anzuzeigen.

b16
Vor Errichtung einer allfälligen straßenseitigen Einfriedung ist die Zustimmungserklärung der zuständigen Straßenverwaltung auf Basis des § 18 OÖ. Straßengesetz einzuholen.

b17

Gefahrenzonenhinweis Rutschgefahr

Innerhalb des gekennzeichneten Rutschgebietes ist im Rahmen des Bauverfahrens ein geologisches Gutachten mit folgenden Mindestinhalten beizubringen:

· innere Sicherheit (Standsicherheit der geplanten Bebauung)

· äußere Sicherheit (Standsicherheit des Ober- und Unterhanges)

· künftige Sicherheit von Haus und Hang samt umliegenden Bauwerkern durch zu erwartende bzw. notwendige Erschließungsmaßnahmen.
